
 

WWF-Handreichung zum Referentenentwurf des Verpackungsdurchführungsgesetzes, 17.12.2025 01 01 

 
Der WWF begrüßt den vorgelegten Referentenentwurf zum Verpackungsdurch-
führungsgesetz als wichtigen Schritt zur nationalen Umsetzung der europäischen 
Verpackungsverordnung (PPWR). Die folgenden Anmerkungen und Verbesserungs-
vorschläge sollen dazu beitragen, die Wirksamkeit des Gesetzes zu stärken, eine öko-
logisch sinnvolle Lenkungswirkung zu sichern und die notwendige Verpackungswende 
und eine ressourcenschonende, zirkuläre Wirtschaftsweise voranzubringen.  

 
Allgemeine Anmerkungen  
Verpackungen sind allgegenwärtig, haben viele nützliche und notwendige Funktionen 
und erfüllen oftmals einen erforderlichen Zweck. Insgesamt trägt unser Verpackungs-
verbrauch jedoch massiv zur Klima-, Biodiversitäts- und Ressourcenkrise bei. Gleich-
zeitig entstehen durch Einwegverpackungsabfälle erhebliche gesamtgesellschaftliche 
Kosten. Jährlich tragen insbesondere Kommunen und Gemeinden Millionenbeträge 
für Sammlung, Reinigung des öffentlichen Raums und die Bewältigung ineffizienter 
Materialströme.  

 
Zum Ambitionsniveau 
• Der WWF begrüßt, dass der Referentenentwurf weiterhin an der nationalen 70 %-

Mehrwegquote für Getränke festhält. Um dieses Ziel tatsächlich erreichen zu 
können, sind jedoch zusätzliche konkrete Maßnahmen erforderlich, die dazu bei-
tragen, den aktuell rückläufigen Mehrweganteil im Markt wirksam zu erhöhen.  
 

Zur Organisation für Reduzierungs- und Präventionsmaßnahmen 
• Der WWF begrüßt ausdrücklich die Gründung und Finanzierung einer Organisation 

für Reduzierungs- und Präventionsmaßnahmen.  
• Etablierte Mehrwegverpackungen, die bereits im System funktionieren, sollten 

jedoch nicht in die Finanzierung einbezogen werden.  
• Betreiber funktionierender Wiederverwendungssysteme tragen bereits heute 

sämtliche Kosten für Rücknahme, Reinigung, Logistik und erneuten Umlauf ihrer 
Verpackungen. Eine zusätzliche Finanzierungspflicht im Rahmen der Organisation 
für Prävention würde diese Systeme doppelt belasten und das bestehende 
Ungleichgewicht zwischen Einweg- und Mehrwegangeboten weiter vergrößern. 

• Eine Finanzierung nach Gewicht benachteiligt Mehrwegverpackungen. Da diese 
konstruktionsbedingt stabiler sein müssen, um zahlreiche Umläufe zu ermög-
lichen, sind sie u.U. materialintensiver oder schwerer. Es ergeben sich ökologische 
Fehlanreize. 
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Zur Mehrwegangebotspflicht (§49) 
• Der WWF empfiehlt dringend, die Mehrwegangebotspflicht materialneutral aus-

zugestalten. Im aktuellen Referentenentwurf bleibt die Mehrwegangebotspflicht 
weiterhin auf Einwegkunststofflebensmittelverpackungen beschränkt. Wir 
beobachten deutliche Ausweichbewegungen in andere Einwegmaterialien, insbe-
sondere Papier und Papierverbunde (55 Kilotonnen (2022) auf rund 88 Kilotonnen 
(2023). Die betroffenen Papierverbunde sind häufig nur schwer oder nicht 
recyclingfähig. 

 
Zu den Pflichten der Systeme  
• Der WWF empfiehlt, einen ambitionierten Vorschlag zur Weiterentwicklung des 

§ 21 hinsichtlich der ökologischen Ausgestaltung von Beteiligungsentgelten auf-
zunehmen. Der vorliegende Entwurf enthält bislang keinen Vorschlag, wie finan-
zielle Anreize für besonders recyclingfähige Verpackungslösungen künftig ausge-
staltet werden sollen. 

• Deutschland kann und sollte eine Vorreiterrolle einnehmen und bereits jetzt 
ambitionierte nationale Regelungen umsetzen, auch wenn auf EU-Ebene noch 
delegierte Rechtsakte zur weiteren Konkretisierung einzelner Vorgaben 
ausgearbeitet werden. 

• Der Schwerpunkt sollte dabei auf der Verbesserung der Recyclingfähigkeit von 
Verpackungen liegen. Der Einsatz von Rezyklaten ist zwar zu fördern, darf aller-
dings nicht auf Kosten der Recyclingfähigkeit gehen. 

• Konkrete Vorschläge zur Schaffung wirksamer Anreize für eine höhere Recycling-
fähigkeit von Verpackungen über die Systementgelte liegen bereits vor und 
sollten nun in einen entscheidungsreifen Regelungsvorschlag überführt werden. 

• Ein standardisierter und belastbarer Nachweisprozess für Rezyklate ist zu 
schaffen. 

• Die Förderung von nachwachsenden Rohstoffen in Verpackungen ist nicht zu 
empfehlen. 

 
Zu den Anforderungen an die Verwertung (§33) 
• Die Subsidiarität des chemischen Recyclings sollte gesetzlich festgeschrieben 

werden. Somit kann sichergestellt werden, dass chemische Verwertungsverfahren 
tatsächlich nur als Ergänzung zur Anwendung kommen, wenn mechanisches 
Recycling technisch nicht möglich oder ökologisch eindeutig nachrangig ist.  

• Nach gegenwärtiger Datenlage stellt das mechanische Recycling prinzipiell den 
ökologisch vorteilhafteren Recyclingpfad dar. Chemische Recyclingverfahren sind 
dem mechanischen Recycling hinsichtlich Energieverbrauch und THG-Emissionen 
aktuell noch deutlich unterlegen.  

• Eine solche Verankerung incentiviert Hersteller und Systeme, ein konsequent 
recyclinggerechtes Verpackungsdesign umzusetzen. 


